
Staatsanwälte der Chemiekreise. Andererseits aber 
hatten sie diese Mängel in der Vergangenheit nur unge­
nügend erkannt. Bei den Überprüfungen wurde den 
Brigaden der Bezirksorgane auch bewußt, daß ihre Ab­
teilungen bisher keine richtigen Vorstellungen darüber 
hatten, wie Meldungen über Betriebsstörungen, deren 
Bearbeitung, die strafrechtliche Einschätzung und die 
vorbeugende Bekämpfung in den Chemiegroßbetrieben 
erfolgen müssen. Bisher wurde nur von Fall zu Fall, 
wenn eine Havarie oder Betriebsstörung auftrat, eine 
Überprüfung und Entscheidung vorgenommen. Mit allen 
Beteiligten wurde darüber sofort eine Auseinander­
setzung geführt.

Seit den Brigadeeinsätzen reagieren die Justizorgane 
auf Havarien und Betriebsstörungen sowie Betriebs­
unfälle unmittelbar und leisten dabei vorbeugende Ar­
beit. Auf der Grundlage eines Beschlusses der Bezirks­
leitung der SED zur Senkung der Havarien und Brände 
in Industrie und Landwirtschaft wurde beim Rat des 
Bezirks die Operativgruppe Havarien und Brände unter 
der Leitung des 1. Stellvertreters des Vorsitzenden ge­
bildet. In dieser Operativgruppe arbeiten die Justiz­
organe des Bezirks mit. Nach Bekanntwerden größerer 
Havarien, Betriebsunfälle oder Betriebsstörungen setzen 
sich Vertreter der Operativgruppe einschließlich der 
Staatsanwaltschaft des Bezirks und des Bezirksgerichts 
sofort in Verbindung und begeben sich an den Ort des 
Vorfalls, um sich hier einen Überblick über das Ge­
schehen zu verschaffen und die notwendigen Anordnun­
gen zu einer gründlichen, schnellen und organisierten 
Ermittlung der Ursachen zu geben. Entsprechende Ope­
rativgruppen wurden auch in den Kreisen gebildet.

Die Bezirksstaatsanwaltschaft erarbeitete Ende des 
Jahres 1959 eine Analyse über die Betriebsunfälle und 
Betriebsstörungen. Diese Analyse wurde der Bezirks­
leitung der Partei, dem Rat des Bezirks, allen Kreis­
staatsanwälten und Justizorganen im Bezirk und der 
Bezirksbehörde der Deutschen Volkspolizei zugeleitet. 
Dadurch erhalten diese Stellen eine bessere Übersicht 
und Hinweise über den Stand des Unfallgeschehens und 
der Betriebsstörungen, und sie können ihrerseits die 
notwendigen koordinierten Maßnahmen einleiten.

In dem im Jahre 1959 gebildeten Arbeitskreis, der 
ebenfalls unter Leitung des 1. Stellvertreters des Vor­
sitzenden des Rates des Bezirks steht und in dem Mit­
arbeiter • der Bezirksstaatsanwaltschaft, der Bezirks­
behörde der Volkspolizei und der Justizverwaltung tätig 
sind, werden zur Zeit Schlußfolgerungen aus der 
Arbeitsschutzanalyse erarbeitet, die dann verbindlich 
an alle 1. Stellvertreter der Räte der Kreise und an die 
Justiz- und Sicherheitsorgane zur Realisierung geleitet 
werden.

Auf Anregung der Staatsanwaltschaft des Bezirks be­
rief der 1. Stellvertreter des Vorsitzenden des Rates 
des Bezirks alle 1. Stellvertreter der Räte der Kreise, 
die VPKA-Leiter und die Direktoren einiger VVBs der 
Bereiche Chemie und Kohle zu einer Arbeitstagung zu­
sammen, um hier vorbeugende Maßnahmen zur Ver­
hinderung von Betriebsstörungen und Betriebsunfällen 
zu diskutieren und festzulegen.

Die Staatsanwaltschaft und alle Justizorgane waren 
auch maßgeblich an der Erarbeitung eines grundsätz­
lichen Referats über Sicherheitsfragen beteiligt, die der 
Ausgangspunkt einer Tagung des Bezirkstags im No­
vember 1959 waren und zu denen ein Beschluß gefaßt 
wurde. In diesem Beschluß des Bezirkstages wurde den 
Betriebsleitungen u. a. die Weisung gegeben, unverzüg­
lich Havariekommissionen unter Beteiligung der Werk­
tätigen zu bilden, die in vorbeugender Arbeit die 
Quellen der Betriebsstörungen erforschen sollen, um so 
die notwendigen Maßnahmen zu deren Verhinderung 
festzulegen.

Im Rahmen der Tätigkeit der Operativgruppe wurde 
erstmalig im Kollektiv der Sicherheitsbehörden eine 
Übersicht über die vorhandenen Großgeräte, deren Zu­
stand und ihren Einsatz erarbeitet. In diesem Zu­
sammenhang erging an die Betriebe die Weisung, daß 
Großgeräte und Großaggregate regelmäßig — mindestens 
einmal im Monat — auf ihren sicherheitstechnischen Zu­
stand überprüft werden müssen und darüber Protokolle 
zu fertigen sind. Der Anlaß für diese Maßnahme war 
der Baggergroßbrand in Mücheln.

Nach der Verpuffung im Kraftwerk Espenhain (Be­
zirk Leipzig), die mehrere Menschenleben und großen

Materialschaden kostete, besichtigte die Bezirksstaats­
anwaltschaft Halle gemeinsam mit der Bezirksbehörde 
der Deutschen Volkspolizei den Explosionsort und in­
formierte sich über die Ursachen des Unglücks. Im An­
schluß daran wurde eine Auswertung im VEB Buna- 
Werke organisiert, weil dort eine ähnliche Anlage be­
steht. Es wurde in dieser Auswertung verlangt, eine 
technische Überprüfung der Kraftwerkanlagen gemein­
sam mit qualifizierten Werktätigen durchzuführen. Die 
verantwortlichen Funktionäre hielten eine Überprüfung 
für überflüssig, führten sie aber nach entsprechendem 
Drängen der Staatsanwaltschaft doch durch.

Das Ergebnis war lohnend. Von den Werktätigen 
wurde eine Reihe von Mißständen aufgedeckt, die Ge­
fahrenquellen in sich bergen. Es wurden Maßnahmen 
zur Beseitigung dieser Mißstände festgelegt.

Bei der Auswertung mit der Belegschaft wurde auch 
angeregt, die Zusammensetzung der Havariekommission 
zu ändern. Dieser gehörten bisher keine Arbeiter der 
jeweiligen vom Schaden betroffenen Abteilungen oder 
auch anderer Abteilungen an. In der Aussprache mit der 
Brigade sicherte die Werkleitung zu, in Zukunft minde­
stens einen erfahrenen Produktionsarbeiter in diese 
Kommission mit einzubeziehen.

Im zweiten Halbjahr 1959 haben sich in unserem Be­
zirk ehrenamtliche Arbeitsschutzinspektoren im Berg­
bau sehr gut bewährt. Sobald Gefahren drohten, haben 
diese Inspektoren sofort entsprechende Hinweise ge­
geben und — falls nötig — auch selbst erste Maßnahmen 
angeordnet. Nunmehr werden solche ehrenamtlichen 
Arbeitsschutzinspektoren auch in den Chemiebetrieben 
zum Einsatz kommen. So wurden in der letzten Zeit 
25 Kumpel drei Wochen lang in einer Gewerkschafts­
schule in Buna geschult. An dieser Schulung beteiligte 
sich die Staatsanwaltschaft des Bezirks durch Vorträge 
und Seminare. Die Ablösung der Arbeitsschutzinspek­
toren ist ohne die Zustimmung des Bezirksvorstands der 
zuständigen Gewerkschaft nicht möglich.

Die Zusammenarbeit dieser ehrenamtlichen Arbeits­
schutzinspektoren mit dem Kreisstaatsanwalt, den 
Justiz- und Sicherheitsorganen ist, was die Erfahrungen 
im Bergbau betrifft, gut. Auch hierdurch wird es mög­
lich sein, daß die Kreisstaatsanwälte bei der vorbeu­
genden Tätigkeit auf dem Gebiete der Betriebsstörun­
gen, Havarien und Betriebsunfälle noch stärkere Ver­
bindungen mit den Werktätigen aufnehmen können.

An einem Beispiel seien noch die konkreten Maß­
nahmen dargelegt, die die Betriebsleitung auf Grund 
der Hinweise der Staatsanwaltschaft zur Verhinderung 
von Betriebsstörungen und Betriebsunfällen eingeleitet 
hat. Auf Grund der Bergbauerfahrung des Kreisstaats­
anwalts in Eisleben war es möglich, der Werkleitung 
des VEB Brosowski-Schacht und der TÜ Bernburg den 
Hinweis zu geben, zusätzliche Schutzleiter für elek­
trische Geräte unter Tage einbauen zu lassen. Ihr 
Zweck besteht im Schutz der Kumpel vor elektrischen 
Kriechströmen und auftretenden Erd- bzw. Phasen­
schlüssen. Bisher aufgetretene, durch diese Kriechströme 
verursachte elektrische Störungen führten zu tödlichen 
Unfällen. Die zuständigen Ingenieure waren vorerst 
gegen diesen Vorschlag. Mit Hilfe der TÜ Halle konnten 
sie schließlich doch von der Richtigkeit und Notwendig­
keit einer solchen Anlage überzeugt werden, die auch 
montiert wurde. Seit dem Vorhandensein dieser zusätz­
lichen Schutzleiter ist ein Unfall durch Kriechströme 
oder Erdschlüsse nicht mehr erfolgt.

Die Brigadeeinsätze zeigten, daß nach dem V. Partei­
tag auch in den Chemiebetrieben große Veränderungen 
im Bewußtsein der Werktätigen eingetreten sind. Das 
Neue drückt sich besonders in der Bildung solcher 
Kollektive aus, die um den Titel einer Brigade der 
sozialistischen Arbeit ringen und dabei die Arbeitspro­
duktivität beispielhaft steigern.

Im Gegensatz zu dieser positiven Entwicklung steht 
die Tatsache, daß sich die Sicherheits- und anderen 
Organe bisher nur mangelhaft verständigten, unzu­
reichend zusammenarbeiteten und sich gegenseitig 
ungenügend auf die auftretenden Mängel und 
Schwächen aufmerksam machten, deren Überwindung 
kollektive Maßnahmen und die Durchsetzung eines 
neuen Arbeitsstils erfordert hätten.

Aussprachen der Brigadeteilnehmer mit Arbeitern des 
EKB zeigten deren Bereitwilligkeit, an der Beseiti-
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